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"Schluss mit Sonntagsreden!"
Wenn in der bayerischen Verfassung
vom Ehrenamt die Rede ist, sind Schöf-
fen, Vormünder oder Vereine gemeint.
Dabei gibt es immer mehr innovative
Bürgerprojekte abseits der traditionel-
len Ehrenämter wie zum Beispiel Häu-
ser der Eigenarbeit oder für nachhalti-
ges Wirtschaften. "Junge Menschen
können oder wollen sich nicht mehr in
klassischen Vereinsstrukturen einfin-
den", erklärt Freiwilligenberaterin
Rosário Costa-Schott im Maximilia-
neum. Sie würden sich zwar sehr inten-
siv, aber beispielsweise aufgrund beruf-
licher Veränderungen nicht mehr so
lange wie früher einbringen können.
Diesen Menschen, verlangt Costa-Schott
in ihrem für die SPD-Fraktion erstellten
Gutachten, müsste die Verfassung eben-
falls Rechnung tragen. "Die Staatsregie-
rung hat aber bisher nicht auf dem
Radar, welche Beteiligungsformen es
überhaupt gibt."
Die SPD-Abgeordnete und Ehrenamts-
sprecherin der Fraktion Ruth Wald-
mann hat die Ergebnisse jetzt aufgegrif-
fen und daraus nach Rücksprache mit
Verbänden und Organisationen einen
Gesetzentwurf konzipiert. "Menschen
haben andere Ansprüche als in früheren
Zeiten", erklärt sie. Bürger erwarteten,
eingebunden, ernst genommen und
gehört zu werden - das werde inzwi-
schen beispielsweise bei jedem größe-
ren Bauprojekt deutlich. Waldmann

möchte daher mit dem Gesetz die Koor-
dinierungszentren für bürgerschaftli-
ches Engagement in unterversorgten
Regionen ausbauen und bestehende
finanziell stärken. Zusätzlich fordert sie
die Einrichtung eines "Landesbeirats
Bürgerschaftliches Engagement", der
die Struktur der runden Tische verste-
tigt und Parlament, Regierung sowie die
Öffentlichkeit berät.
Außerdem soll die Stelle eines haupt-
amtlichen Landesbeauftragten geschaf-
fen werden. Zwar gibt es im Freistaat
mit Markus Sackmann bereits einen so
genannten Ehrenamtsbotschafter der
Staatsregierung. "Wir wollen aber eine
Person, die wie der Landesbeauftragte
für Datenschutz mit einer eigenen
Geschäftsstelle am Landtag angesiedelt
ist", erläutert Waldmann. Die bisherige
Struktur sei zu sehr auf Sackmann zuge-
schnitten und dem 2013 per Volksent-
scheid in die Verfassung aufgenomme-
nen Staatsziel Ehrenamt "nicht ange-
messen".
Des Weiteren will die SPD mit dem
Gesetzentwurf die Ehrenamtskarte auf
eine rechtlich und finanziell sichere
Basis stellen. "Wichtig ist, dass bei
Ermäßigungen in Museen und von Fahr-
scheinen der Freistaat in die Bresche
springt und die Kosten am Ende nicht
die Kommunen zahlen", verdeutlicht
Waldmann. Darüber hinaus soll eine
Stiftung für bürgerschaftliches Engage-

ment innovative gemeinnützige, mildtä-
tige und kirchliche Projekte finanzieren.
Nicht zuletzt ist geplant, Ehrenamt als
Erziehungsziel im Schulunterricht mit
aufzunehmen.
All die Vorschläge kosten natürlich
Geld. Die SPD-Fraktion rechnet durch
das Gesetz mit jährlichen Ausgaben von
über 24 Millionen Euro für den Frei-
staat und über fünf Millionen Euro für
Kommunen (siehe Infokasten). "Das
sind aber Kleinigkeiten", rechnet der
stellvertretende SPD-Vorsitzende Hans-
Ulrich Pfaffmann vor. Rund 36 Prozent
der über 14-Jährigen in Bayern seien
freiwillig engagiert. Sie würden jedes
Jahr 710 Millionen Stunden ehrenamt-
lich arbeiten. "Legt man den Mindest-
lohn von 8,50 Euro zugrunde, beträgt
die Wertschöpfung 6,1 Milliarden Euro
pro Jahr", erklärt Pfaffmann. Deutsch-
landweit seien es sogar 4,6 Milliarden
Arbeitsstunden mit einer Wertschöp-
fung von 40 Milliarden Euro.
"Schluss mit Sonntagsreden, und in die
Zukunft schauen", fordern daher die
SPD-Abgeordneten unisono von der
Staatsregierung. Der Gesetzentwurf soll
jetzt nach der Sommerpause in den
Landtag eingebracht werden. "Wir hof-
fen sehr, dass er im Parlament dann eine
entsprechende Würdigung findet." >
david lohmann

Abbildung: Modernes Ehrenamt: Im Münchner "Haus der Eigenarbeit" können Bürger zum
Selbstkostenpreis verschiedene Werkstätten nutzen. foto dpa /
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GESETZENTWURF I Wei l bürg erschaftli ches Engagem ent zu pu nkt uell und zu wen ig geförd ert w erde, forder t die SPD ein neues Gesetz zur Stä rkung des Ehrenamts 

,,Schluss mit Sonntagsreden!'' 
Wenn in der bayerischen Ver

fassung vom Ehre namt die 
Rede ist, sind Schöffen, Vormün
der oder Vereine gemeint. Dabei 
gibt es immer mehr innovative 
Bürgerpro jekte abseits der tradi
tione llen Ehrenämter wie zum 
Beispie l Häuser der Eigenarbeit 
ode r für nac hhaltiges Wirtschaf . 
ten . ,.Junge Menschen können 
oder wollen sich nicht mehr in 
klassisc hen Vereinsst rukturen 
einfinden", erk lärt Freiwilligenbe· 
raterin Rosario Costa -Schott im 
Maximilianeum . Sie würden sich 
zwar sehr intensiv, aber beispie ls
weise aufgrund beruflicher Verän
der ungen nicht mehr so lange wie 
früher einbringen können. Diesen 
Menschen, verlangt Costa-Schott 
in ihrem für die SPD-Fraktion er
stellte n Gutachten , müsste die 
Verfassung ebenfalls Rechnung 
tragen . .,Die Staatsregierung hat 
aber bisher nicht a uf dem Radar , 
welc he Beteiligungsformen es 
überha upt gibt." 

Die SPD-Abgeordnete und Eh
renamtssprecherin der Fra kt ion 
Ruth Waldmann hat die Ergebnis-
se jetzt aufgegriffen und daraus 
nach Rücksprache mit Verbänden 
und Organisationen einen Gesetz
entwurf konzipiert. ,,Menschen 
haben andere Ansprüc he als in 
früheren Zeiten", erklärt sie. Bür· 
ger erwarteten, eingebu nden , 
erns t genommen und gehört zu 
werde n - das werde inzw ischen 
beispie lswe ise be i jedem größeren 
Bauprojekt deutl ich . Waldmann 
möchte da her mit dem Gesetz die 
Koordinierungszentren für bür 
gerschaftliches Engagement in un
terversorgten Regionen ausbauen 
und bestehende finanz iell stär ken. 
Zusätzlich fordert s ie die Einrich
tung eines „Landesbeirats Bürger
schaftlic hes Engagemen t", der die 
Stru ktur de r runden Tische verste -

Modemes Ehrenamt: Im Münchner „Haus der Eigenarbei t" können Bürger zum Selbstkostenpreis verschiedene Werkstätten nutzen. FOTO DPA

tigt un d Parlament , Regierung so
wie die Öffentlichkeit berät . 

Außerdem soll die Stelle eines 
hau ptamtlichen Landesbeauftrag
ten geschaffeo werde n. Zwar gibt 
es im Freistaat mit Markus Sack· 
man n bere its einen so genannten 
Ehrenamtsbotsc hafter der Staats 
regierun g. ,.Wir wollen abe r eine 
Person , die wie de r Landesbeauf · 
tragte für Datenschutz mit einer 
eigenen Geschäftss telle am Land
tag anges iedelt ist", erläutert 
Waidmann. Die bisher ige Struktur 
sei zu sehr auf Sackmann zuge
schnitten und dem 2013 per 
Volksentscheid in die Verfassung 
aufgenommenen Staatsz iel Ehren · 
amt „nich t angemessen" . 

INFO Veranschlagte Kosten des SPD-Gesetzes 
Kosten für den Staat: 1) Durch den Personalausbau in 
den Koordinierungszentren käme es zu Ausgaben von 
18,5 Millionen Euro pro Jahr. Hinzuaddiert werden 
müssten jährlich 102 000 Euro und ein veranschlagte r 
Sachaufwandvon80 OOOEurodurch das Personal in der 
Geschäftsstelle des Landesbeirats. Für die Vergütung 
von Reisekoste n sind 18 OOOEurovorgesehen. Und für 
die Vollzeitstelle des Landesbeauftragte n rechnet die 
SPD-Fraktion mit weiteren 78 000 Euro im Jahr. 2) Die 
SPD nimmt an, dass BO Prozent der bayerischen Ehren
amtskartenträger den freien Eintritt in staatliche Mu
seen nutzen . Das würde jährliche Kosten von rund 
280 000 Euro verursachen. Außerdem sollen Karten
besitzer 25 Prozent Rabatt im öffentlichen Personen
nahverkehr erhalten, was voraussichtlich weitere fünf 

Millionen Euro kosten werde . 3) Die Stiftung Bürger
schaftliches Engagement soll darüber hinaus ein Grund· 
stocksvermöge n von einmalig einer Million Euro erhal· 
ten. Dazu kämen laufende Zuschüsse durch den Frei
staat in Höhe von 100 000 Euro pro Jahr. 
Kosten für die Kommunen: 1) Für die Koordinierungs· 
zentren rechnet die SPD mit einem Sachaufwand von 
4,8Millionen EuroproJah r- 50 OOOEuro pro Zentrum. 
2) Durch den freien Eintritt in kommunale Museen er
gäben sich jährliche Kosten von zirka 42 000 Euro. 3) 
Hinzusollen Zuschüssevon insgesamt400 000 Euro pro 
Jahr für die Stiftung Bürgerliches Engagement kommen. 
Soweit den Kommunen durch das Gesetz Kosten ent
stehen, so die SPD, "ist ihnen durch den Staat ein ent
sprechender finanzieller Ausgleich zu schaffen." > LOH 

Des Weiteren will die SPD mit 
dem Gesetzen twurf die Ehren 
amtskarte auf eine recht lich und fi- 
nanzie ll sichere Basis stellen. 
"Wichtig ist, dass bei Ermäßigun
gen in Museen und von Fahrschei 
nen der Freistaat in die Bresche 
springt und die Kosten am Ende 
nicht die Komm.unen zah len ", ver
deutlicht Waidmann. Darü ber hi
naus so ll eine Stiftung für bürger
schaftlic hes Engagement innovati· 
ve gemeinnütz ige, mildtät ige und 
kirch liche Projekte finanzieren. 
Nicht zuletzt ist geplant, Ehrenam t 
als Erziehung sziel im Schulunter 
richt mit aufzunehmen. 

All die Vorschläge kosten natür
lich Geld. Die SPD -Frak tion rech
net durch das Gesetz mit jährli 
chen Ausgaben von über 24 Mil
lionen Euro für den Freistaat und 
über fünf Millionen Euro für 
Kommu nen (siehe Infokas ten) . 
"Das sin d aber Kleinigke iten", 
rechnet der steUvertrete nde SPD 
Vorsitze nde Hans -Ulric h Pfaff-
mann vor. Rund 36 Prozent der 
über 14-)ä hrigen in Bayern seien 
freiwillig engagiert. Sie würden je
des Jahr 710 Millionen Stunden 
ehrenamtlic h arbeiten . "Legt man 
den Mindestlo hn von 8,50 Euro 
zugrunde , beträgt die Wertschöp 
fung 6,1 Milliarden Euro pro 
Ja hr" , erklärt Pfaffmann. Deu tsch 
landweit se ien es soga r 4,6 Milli· 
arden Arbeitsst unden mit einer 
Wertschöpfung von 40 Milliarden 
Euro . 

,,Sch luss mit Sonntagsreden, 
und in die Zuk unft schauen ", for
dern daher die SPD -Abgeordne
ten unisono von der Staatsregie 
rung . Der Gesetzentwurf soll jetzt 
nach der Sommerpa use in den 
Landtag eingebracht werden . "Wir 
hoffen sehr, dass er im Parlament 
dan n eine en tsprechende Würdi · 
gung findet." > DAVID LOHMANN 
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